
PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete mit Einschränkungen   - überbaubare Grundstücksflächen -

- nicht überbaubare Grundstücksflächen -
  Ausnahmen siehe § 23 (5) BauNVO

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m Länge sind  zulässig,
Abstände nach § 7ff NBauO)

Einschränkungen siehe Planungsrechtliche Festsetzungen Nr. 1 u. 2

I

Verkehrsflächen

Geschossflächenzahl

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten des Wasserverbandes
zu belastende Flächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Bäumen und Sträuchern  -  öffentlich  -
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Bebauungsplanänderung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
angrenzender  Bebauungspläne

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Ursprungsbebauungsplanes
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2.  ÄNDERUNG  BEBAUUNGSPLAN  NR.  22 
„ GEWERBEGEBIET  NÖRDLICH  DER  B 214 - TEIL IV “ 

 
G E M E I N D E    G E H R D E 
 
SAMTGEMEINDE  BERSENBRÜCK / LANDKREIS  OSNABRÜCK 

 
 
Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am  
25.03.2009  die Aufstellung der Bebauungsplanände-
rung beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB am  13.05.2009  ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
 
Gehrde, den  ............................ 
 
 
 
 
.................................................. 
Bürgermeister 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) der Bebau-
ungsplanänderung ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
....................  im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück 
bekannt gemacht worden. Die Bebauungsplanänderung ist 
damit am  ....................  rechtsverbindlich geworden. 
 
 
Gehrde, den  ............................ 
 
 
 
 
.................................................. 
Bürgermeister 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  
23.12.2009  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  12.01.2010  bis einschl.  
12.02.2010  gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgele-
gen. 
 
 
Gehrde, den  ............................ 
 
 
 
 
.................................................. 
Bürgermeister 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Bebau-
ungsplanänderung ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 215 
BauGB) beim Zustandekommen der Bebauungsplanände-
rung nicht geltend gemacht worden. 
 
 
Gehrde, den  ............................ 
 
 
 
 
 
.................................................. 
Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Der Rat der Gemeinde hat die Bebauungsplanänderung 
nach Prüfung der Bedenken und Anregungen (§ 3 Abs. 2 
BauGB) in seiner Sitzung am  23.09.2010  als Satzung 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung be-
schlossen. 
 
 
Gehrde, den  ............................ 
 
 
 
 
.................................................. 
Bürgermeister 

Die Bebauungsplanänderung wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 16.10.2009, 22.09.2010 

 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 

sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 
des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde des Land-
kreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter Str. 2, 49078 Osnabrück, Tel. 
0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der 
Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum 
Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

 

2. Der Artenschutz gemäß § 42 BNatSchG ist auf der Umsetzungsebene (der Realisierung der Bauvorhaben) 
sicherzustellen. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sollte 
z. B. die Beseitigung von Gehölzbeständen und etwaigen Feuchtbiotopen ausschließlich in der Zeit vom 
01.10. bis zum 28.02. erfolgen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von Vögeln und Fleder-
mäusen könnten so weitgehend vermieden werden. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob andere Vermeidungs-
oder Ausgleichsmaßnahmen infrage kommen oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 43 Abs. 
8 BNatSchG beantragt werden müssen.  

 

3. Im Abstand von 20 - 40 m vom befestigten Fahrbahnrand der Bundesstraße 214 (Baubeschränkungszone) 
dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrt Werbeanlagen im Blickfeld zur Straße nicht ohne Zustimmung der 
Straßenbauverwaltung errichtet werden (§ 9 (6) FStrG). 

 
 
H I N W E I S E 
1. Zur Vermeidung von Blendwirkungen der Verkehrsteilnehmer auf der Bundesstraße 214 durch Fahrzeuge 

auf den Erschließungsstraßen des Änderungsbereiches ist innerhalb des Änderungsbereiches und parallel 
zur B 214 ein mindestens 1,50 m hoher, wirksamer Blendschutz (Zaun, lückenlose „immergrüne“ Anpflan-
zung etc.) zu errichten, damit die Verkehrssicherheit gewährleistet bleibt. Die Gestaltung und Errichtung des 
Blendschutzes ist rechtzeitig mit der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Ge-
schäftsbereich Osnabrück, abzustimmen.  

 

2. Von der Bundesstraße 214 gehen erhebliche Immissionen aus. Für die neu geplanten Nutzungen können 
gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissions-
schutz geltend gemacht werden. 

 

3. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungseinrichtungen grundsätzlich Rücksicht zu nehmen, da-
mit Schäden und Unfälle vermieden werden. Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungseinrichtungen 
sind von Hand auszuführen. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um die Anzeige der erd-
verlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. 

 

4. An das Gebiet grenzen landwirtschaftliche Nutzflächen an, aus denen es zeitweise auch im Zuge der ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs- und Geräuschimmissionen kommen kann. Diese 
sind als ortsüblich hinzunehmen. 

 

5. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405
der Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhalten. 

 

6. Zur Sicherung von zu erhaltenden Bäumen und Sträuchern ist grundsätzlich die DIN 18920 „Vegetations-
technik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen“ einzuhalten. (Diese DIN-Norm regelt den Schutz von Vegetation und Boden bei Baumaßnahmen. 
Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Errichtung von Schutzzäunen als Sicherung vor 
Befahren und Ablagerungen. Während der gesamten Bauphase ist hiernach u. a. der gesamte Kronen-
traufbereich zuzüglich 1,5 m einzuzäunen.) 

 

7. Bei Baum- und Strauchpflanzungen im öffentlichen Bereich sind das DVGW-Regelwerk GW 125 und das 
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungs-
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (Ausgabe 1989), insbesondere Abschnitt 3.2, einzuhalten. 

 

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde diese Bebauungsplanänderung, bestehend aus der 
Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen, in der Sitzung am  23.09.2010  als Satzung 
beschlossen. 
 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N 
1. Im Gewerbegebiet mit Nutzungseinschränkungen (GEe) sind Anlagen für kirchliche Zwecke allgemein zu-

lässig. 
 

2. Im Gewerbegebiet mit Nutzungseinschränkungen (GEe) dürfen folgende flächenbezogene Schalleistungs-
pegelwerte nicht überschritten werden: tagsüber 65 dB(A), nachts 50 dB(A), bezogen auf 1 m² der Grund-
stücksfläche. 

 

3. Die Oberkante der baulichen Anlagen im Gewerbegebiet darf maximal 12,0 m über Gelände liegen. Von 
den Festsetzungen „Oberkante der baulichen Anlagen“ kann die Baugenehmigungsbehörde im Einverneh-
men mit der Gemeinde  eine Ausnahme gemäß § 31 (1) BauGB um 3,0 m für einzelne funktionsbedingte; 
untergeordnete Bauteile, wie z.B. Fahrstuhlschächte, Klimaanlage, Spänebunker und sonstige technische 
Einrichtungen, zulassen. 

 

4. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante Mitte der fertigen, das Bau-
grundstück erschließenden Straße bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, in der Mitte des Gebäudes 
an der Straßenseite 0,80 m nicht überschreiten. 

 

5. Die Grundflächenzahl darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO  sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 30 % überschritten werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt werden:   
Stellplätze und Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, z. B. mit breitfugig verlegtem 
Pflaster oder Rasengittersteinen (mit mindestens 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. Garagen gemäß 
§ 12 BauNVO und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO mit Flachdächern sowie bauliche Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche sind dauerhaft flächendeckend zu begrünen. 

 

6. In den Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und Sträuchern sowie bei Einzelbaumpflanzun-
gen nach Ziffer 7 und 8 sind nur standortgerechte, heimische Gehölze entsprechend der Liste im Landes-
pflegerischen Planungsbeitrag zum Ursprungsbebauungsplan zulässig. 

 

7. Je 8 Stellplätze ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen (Stammumfang in 1,0 m Höhe 
mind. 14 cm). 

 

8. Je 150 m² öffentlicher Verkehrsfläche ist ein hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen (Stammumfang in 1,0 
m Höhe mind. 14 cm). 

 
 
Gehrde, den ............................................. 
 
 
 
.................................................................. 
Bürgermeister 
 

 

Planunterlage Geschäftszeichen:  P 08007 
Kartengrundlage: 
Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Liegenschaftskarte 
Osnabrück-Land 
Gehrde 
Gehrde 
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Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. 
Sie weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 
17. Nov. 2008). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbar-
keit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
Angefertigt durch Dipl.-Ing. Klaus Alves, Öffentl. best. Verm.-Ing. 
 
Quakenbrück, den 
   

 Öffentl. best. Verm.-Ing.  
 

 

 
Amtssiegel 


